
 

 

 

Amtliche Bekanntmachung 
nach § 10 Absatz 3 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) und § 5 des 

Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt des Landes Schleswig-Holstein, Abteilung 

Technischer Umweltschutz, Regionaldezernat Südwest, Breitenburger Straße 25, 25524 

Itzehoe, vom 16. Februar 2024 – Aktenzeichen G10/2023/091  

Kreis Dithmarschen, Gemeinden Lohe-Rickelshof und Norderwöhrden 

Die Firma Northvolt Drei Project GmbH, Vorsetzen 50, 20459 Hamburg, hat mit Datum 

vom 30. Oktober 2023, zuletzt geändert am 12. Februar 2024, beim Landesamt für Um-

welt, Technischer Umweltschutz, Regionaldezernat Südwest, eine Teilgenehmigung nach 

§ 8 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) sowie die Zulassung vorzeitigen Beginns 

nach § 8a Absatz 1 BImSchG in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 

(BGBl. I S. 1274; berichtigt 2021 S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 11 Absatz 3 des 

Gesetzes vom 26. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 202), beantragt. Beabsichtigt ist die Errich-

tung und der Betrieb einer Anlage zur Herstellung von Lithium-Ionen-Akkumulatoren (Bat-

teriezellenwerk Northvolt Drei).  

Das Vorhaben soll auf den folgenden Grundstücken realisiert werden: 

25746 Lohe-Rickelshof, Blauer Lappen 2,  

Gemeinde Lohe-Rickelshof, Gemarkung Rickelshof, Flur 1, Flurstücke 7/2, 8/1, 9/1, 9/2, 

10/1, 11/1, 12/1, 14/1, 15/4, 15/5, 16/3, 16/4, 16/5, 17/3, 18/1, 25/1, 29, 32/1, 34/1, 75/1, 

78/4, tlw. 79/1, 80/4, 81/3, 83/5, tlw. 86/1, 102/1, 103/1, 104, 105/1, 112, 117, 118, 120, 

121, 210/33,  

Gemeinde Norderwöhrden, Gemarkung Wennemannswisch, Flur 3, Flurstücke 34/1, 35, 

36/1, 39/1, 40/1, 41/1, 43/4, Flur 6, Flurstücke 4/3, 5/5, 5/6, 7/1, 8/1, 9/1, 10, 11, 12/4, 

14/4, 16/1, 17, 18, 19, 20, 21/1, 22/1, 22/2, 23, 24, 25, 27/3, 30, 42/4, 42/5, 43/3, 48/5. 

Die Inbetriebnahme der Anlage ist (voraussichtlich) für Juli 2026 geplant. 

Die beabsichtigte Maßnahme bedarf einer Genehmigung nach § 4 BImSchG in Verbin-

dung mit Nr. 5.1.1.1 GE, Nr. 9.3.1 G, Nr. 8.11.2.1 GE, 8.12.2 V, 8.12.1.1 GE, 4.10 G und 

Nr. 10.25 V des Anhangs 1 der Vierten Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immis-

sionsschutzgesetztes (Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen – 4. BImSchV) 
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vom 31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 

12. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1799). 

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wird in zwei Teilgenehmigungsschritten ge-

mäß § 8 BImSchG beantragt. Gegenstand dieses Antrages ist die 1. Teilgenehmigung für 

die Errichtung der Produktionsgebäude DS1 und DS2, der Versorgungsgebäude CU1 und 

CU2, der Gehäuseproduktion CS1 und CS2, der Abfalllager SY1 und WY1, einer Anlage 

zum Recycling von Produktionsausschuss RV1 sowie der erforderlichen Nebenanlagen 

und Geländeeinfriedung. 

Für den Betrieb der Anlagen wird eine 2. Teilgenehmigung beantragt werden. 

Des Weiteren beantragt die Antragstellerin eine Zulassung nach § 8a Absatz 1 BImSchG 

für den vorzeitigen Baubeginn. 

Der Antrag auf Zulassung des vorzeitigen Beginns nach § 8a BImSchG beinhaltet fol-

gende Maßnahmen: 

– Errichtung eines 2,7 Meter hohen Zauns, 

– Aufbau der Baustelleneinrichtung, 

– Pfahlgründung, Errichtung der Bodenplatte, Tragwerkswände und Tragwerksstützen 

der Gebäude DS1 und CU1, 

– Pfahlgründung, Errichtung der Bodenplatte, Tragwerkswände und Tragwerksstützen 

der Gebäude DS2 und CU2, 

– Pfahlgründung, Errichtung der Bodenplatte, Tragwerkswände und Tragwerksstützen 

der Gebäude RV1, CS1 und CS2, 

– Verlegung von Untergrundleitungen für Sanitär unterhalb der beantragten Gebäude bis 

ca. ein Meter bis 5 Meter außerhalb der jeweiligen Gebäudegrenzen. 

Über die Zulässigkeit des Vorhabens ist gemäß § 2 Absatz 1 Nr. 1 b) der 4. BImSchV in 

einem förmlichen Genehmigungsverfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung zu entscheiden. 

Zuständig für die Durchführung des Genehmigungsverfahrens ist das oben angegebene 

Landesamt für Umwelt (LfU). 
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Gemäß § 10 Absatz 3 BImSchG in Verbindung mit § 8 Absatz 1 und § 9 der Neunten Ver-

ordnung über das Genehmigungsverfahren (9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 29. Mai 1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes 

vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88), wird das beantragte Vorhaben hiermit öffentlich 

bekannt gemacht 

Für das Vorhaben wurden folgende entscheidungserhebliche Berichte (Gutachten) und fol-

gende Empfehlungen vorgelegt: 

– Angaben zu Auswirkungen während der Bauphase: Gutachten zu Schall- und Erschüt-

terungseinwirkungen, 

– Angaben zu Immissionen: Immissionsprognose für luftgetragene Schadstoffe und 

Schornsteinhöhenberechnung, Lärmimmissionsprognose, 

– Angaben zu Lichtimmissionen: Gutachterliche Stellungnahme zu Lichtimmissionen, 

– Angaben zur Emissionsminderung: Angaben zur Abluftreinigungstechnik, 

– Prognostische Lösemittelbilanz nach Anhang V der 31. BImSchV, 

– Angaben zur Anlagensicherheit: Gutachten zur Festlegung des angemessenen Sicher-

heitsabstandes nach KAS-18, 

– Angaben zum Arbeitsschutz, unter anderem Maßnahmen während des Baustellenbe-

triebes, zum Umgang mit und zur Verwendung von Gefahrstoffen und zum Explosions-

schutz, 

– Angaben zu Abfällen, Abwasser und Niederschlagsentwässerung sowie zum Umgang 

mit wassergefährdenden Stoffen, 

– Bauvorlagen und Unterlagen zum Brandschutz, 

– Angaben zum Natur-, Landschafts- und Bodenschutz: Untersuchungskonzept für die 

Erstellung des Ausgangszustandsberichtes, Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag, 

– Angaben zur Durchführung der allgemeinen Vorprüfung nach dem Gesetz über die 

Umweltverträglichkeit (UVPG). 

https://www.recht.bund.de/eli/bund/BGBl_1/2023/88
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Auslegung der Antragsunterlagen: 
Antrag und Antragsunterlagen, aus denen sich die Angaben zur Art, zum Umfang und zu 

den möglichen Auswirkungen des geplanten Vorhabens ergeben, liegen in der Zeit vom 

19. März 2024 bis 18. April 2024 bei folgenden Behörden zur Einsicht aus: 

– Landesamt für Umwelt, Breitenburger Straße 25, 25524 Itzehoe, 

montags bis donnerstags von 9.00 bis 15.30 Uhr und 

freitags von 9.00 bis 12.00 Uhr 

sowie ggf. nach Vereinbarung unter Telefon (04821) 66-0; Fax: (04821) 66-2223; 

– Amt Kirchspielslandgemeinde Heider-Umland, Kirchspielsweg 6, 25746 Heide, 

montags bis freitags von 8.00 bis 12.00 Uhr, 

montags, dienstags und donnerstags von 13.00 bis 16.30 Uhr, 

sowie ggf. nach Vereinbarung unter Telefon (0481) 605-67 oder (0481) 605-66; 

Fax: (0481) 605-70; 

– Rathaus der Stadt Heide, Postelweg 1, 25746 Heide,  

montags bis freitags von 8.00 bis 12.00 Uhr sowie  

donnerstags zusätzlich von 14.00 bis 16.30 Uhr sowie ggf. nach Vereinbarung unter 

Telefon (0481) 6850-614; Fax: (0481) 6850-7614. 

Einwendungen gegen das Vorhaben: 
Während der Auslegungsfrist und bis zu einem Monat nach Ablauf der Auslegungsfrist, 

also vom 19. März 2024 bis zum 21. Mai 2024 können Einwendungen gegen das Vorha-

ben schriftlich oder per Fax bei den vorgenannten Behörden erhoben werden. Die Einwen-

dung muss mit Namen, Anschrift, Unterschrift sowie dem Aktenzeichen G10/2023/091 ver-

sehen und bis zum letzten Tag der Einwendungsfrist bei den Auslegungsstellen eingegan-

gen sein. 

Ebenfalls können Einwendungen auf elektronischem Wege an die E-Mail-Adresse 

itzehoe.poststelle@LfU.Landsh.de gesendet werden. Die Einwendung muss mit Namen, 

Anschrift sowie dem Aktenzeichen G10/2023/091 versehen und bis zum letzten Tag der 

Einwendungsfrist bei den Auslegungsstellen eingegangen sein. 

Es wird darauf hingewiesen, dass bei der Erhebung von schriftlichen, elektronischen und 

per Fax erhobenen Einwendungen keine Eingangsbestätigung versandt wird, mit Aus-

nahme der elektronischen Einwendungen, die an die E-Mail-Adresse  

itzehoe.poststelle@LfU.Landsh.de gesendet werden. 

mailto:itzehoe.poststelle@lfu.Landsh.de
mailto:itzehoe.poststelle@LfU.Landsh.de
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Die Einwendungen sind der Antragstellerin und den beteiligten Behörden, deren Aufga-

benbereiche berührt werden, durch die Genehmigungsbehörde bekannt zu geben. 

Auf Verlangen der Einwenderin/des Einwenders werden deren/dessen Name und An-

schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht, wenn diese Angaben zur ordnungsge-

mäßen Durchführung des Genehmigungsverfahrens nicht erforderlich sind. 

Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind bis zur Entscheidung über die Genehmigung alle Ein-

wendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. 

Dies gilt nicht für ein sich anschließendes Widerspruchs- und Gerichtsverfahren. 

Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftenlisten unterzeichnet 

oder in Form vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige Ein-

gaben), ist auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite eine Unterzeichnerin oder ein 

Unterzeichner mit Namen, Beruf und Anschrift als Vertreterin oder Vertreter der übrigen 

Unterzeichnerinnen und Unterzeichner zu bezeichnen. Anderenfalls können diese Einwen-

dungen unberücksichtigt bleiben. Vertreterin oder Vertreter kann nur eine natürliche Per-

son sein. 

Erörterungstermin – Entscheidung: 
Nach Ablauf der Einwendungsfrist kann das Landesamt für Umwelt die form- und fristge-

recht gegen das Vorhaben erhobenen Einwendungen mit der Antragstellerin und denjeni-

gen, die Einwendungen erhoben haben, in einem öffentlichen Termin erörtern. Wenn ein 

Erörterungstermin durchgeführt wird, ist dafür Donnerstag, der 27. Juni 2024, ab 10 Uhr im 

Stadttheater Heide, Rosenstraße 15-19 in 25746 Heide, vorgesehen. Sollte die Erörterung 

an diesem Tag nicht abgeschlossen sein, wird sie am Freitag, den 28. Juni 2024 ab 

10 Uhr am selben Ort fortgesetzt. Wenn keine Einwendungen erhoben wurden, findet der 

Erörterungstermin nicht statt. 

Der Zweck des Erörterungstermins besteht darin, die rechtzeitig erhobenen Einwendun-

gen zu erörtern, soweit dies für die Prüfung der Genehmigungsvoraussetzungen von Be-

deutung sein kann, und den Einwenderinnen und Einwendern Gelegenheit zur Erläuterung 

ihrer Einwendung zu geben. Die formgerecht erhobenen Einwendungen werden auch bei 

Ausbleiben der Antragstellerin oder der Personen, die Einwendungen erhoben haben, er-

örtert. 

Es wird darauf hingewiesen, dass der Erörterungstermin auf Grund einer Ermessensent-

scheidung des Landesamtes für Umwelt durchgeführt wird, sofern Einwendungen erhoben 
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wurden. Die Entscheidung, ob der Erörterungstermin stattfindet, wird im Amtsblatt für das 

Land Schleswig-Holstein und im Internet unter www.schleswig-holstein.de/LfU öffentlich 

bekannt gemacht. 

Die Entscheidung über den Genehmigungsantrag wird den Personen, die Einwendungen 

erhoben haben, zugestellt. Diese Zustellung kann durch öffentliche Bekanntmachung er-

setzt werden. 

Maßgebliche Vorschriften für die Beteiligung der Öffentlichkeit sind § 10 BImSchG und die 

Vorschriften der 9. BImSchV. 

Ergebnis der Vorprüfung nach § 5 UVPG 
Vor der Entscheidung im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren ist nach 

§§ 5, 7 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 540), zuletzt geändert durch Artikel 10 

des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 409) in Verbindung mit Nr. 9.3.2 

Spalte 2 und Nr. 4.4 Spalte 2 der Anlage 1 zum UVPG in einer allgemeinen Vorprüfung 

des Einzelfalles festzustellen, ob für das Vorhaben eine Umweltverträglichkeitsprüfung 

durchzuführen ist. 

Es sind keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten wegen folgender 

Merkmale des Vorhabens: Durch die in Anhang 1 zum UVPG genannten Anlagen ist nicht 

mit unzumutbaren Immissionen zu rechnen, da durch die Höhe der Schornsteine die Im-

missionen luftgetragener Schadstoffe zu vernachlässigen sind. Lärmemissionen sind 

durch die genannten Anlagen auch nicht zu erwarten, da diese innerhalb der Gebäude 

platziert sind.  

Es sind keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten wegen folgender 

Merkmale des Standortes: Das Vorhaben wird innerhalb der vorhabenbezogenen Bebau-

ungspläne Nr. 19 der Gemeinde Lohe-Rickelshof und Nr. 1 der Gemeinde Norderwöhrden 

realisiert und ist als Betriebsgelände ausgewiesen. Die standortbezogenen Auswirkungen 

wie die Versiegelung oder auf das Landschaftsbild sind in den Verfahren zur Aufstellung 

der Bebauungspläne abschließend bewertet worden. Demnach sind hier keine erheblichen 

negativen Auswirkungen zu erwarten. Der angemessene Sicherheitsabstand liegt weitge-

hend innerhalb der Grenzen des Betriebsgeländes. Schutzobjekte im Sinne des § 3 Ab-

satz 5d BImSchG sind nicht betroffen. Die benachbarten FFH-Gebiete DE-1820-302, 

DE-1821-391 und DE-1721-301 sowie die Vogelschutzgebiete DE-0916-491 und 

DE-1622-493 sind in ihren Erhaltungszielen nicht betroffen. Ebenso ergeben sich keine 

http://www.schleswig-holstein.de/lfu
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Anhaltspunkte dafür, dass mit Beeinträchtigungen von wertvollen Kulturgütern oder rele-

vanten Schutzgebieten zu rechnen ist. 

Es sind keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten wegen folgender 

durch den Vorhabenträger getroffener Vorkehrungen: Es sind zur Emissionsminderung 

luftgetragener Schadstoffe Maßnahmen nach dem Stand der Technik vorgesehen, die der 

Entstehung schädlicher Umwelteinwirkungen vorbeugen. Die Lagerung und Nutzung von 

Gefahrstoffen erfolgt innerhalb der Gebäude. Um unzumutbare Lärmimmissionen zu ver-

meiden, sind An- und Auslieferungen während der Nachtzeit nicht vorgesehen. Die Anlage 

soll für den Fall von Störungen des bestimmungsgemäßen Betriebes mit einer Werksfeu-

erwehr ausgestattet werden. Zudem ist für diesen Fall eine Abschaltung der betroffenen 

Anlage vorgesehen. 

Nach Einschätzung des Landesamtes für Umwelt wurde aufgrund der vorgenommenen 

überschlägigen Prüfung der nach Anlage 2 des UVPG eingereichten Unterlagen des Vor-

habenträgers unter Berücksichtigung der in Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien 

festgestellt, dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist, da das Vorha-

ben keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 

UVPG zu berücksichtigen wären. 

Diese Feststellung ist nach § 5 Absatz 3 UVPG nicht selbständig anfechtbar. 
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